
Aktenzeichen: 5 AZR 971/94 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I. Arbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Urteil vom 08. Mai 1996
- 5 AZR 971/94 -
Urteil vom 11. Februar 1993
- 10 Ca 32/92 -

II. Hessisches
Landesarbeitsgericht

Urteil vom 13. Juni 1994 
- 10 Sa 1019/93 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse :
Für das Bundesarchiv :

Ja
Ja
Nein

Entscheidungsstichwort:
Rauchverbot in Passagierflugzeugen

Gesetz:
BGB § 618 Abs. 1, § 1004; GewO § 120 a Abs. 1; HGB § 62 
Abs. 1; ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2

Leitsatz:
Solange das Rauchen an Bord von Verkehrsflugzeugen noch nicht 
gesetzlich verboten ist, haben Flugbegleiter keinen Anspruch 
darauf, daß die Fluggesellschaft den Passagieren das Rauchen verbietet.
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5 AZR 971/94
10 Sa 1019/93 Hessisches Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
8. Mai 1996 Urteil
Clobes,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 8. Mai 1996 durch den Richter Schliemann 
als Vorsitzenden, die Richter Dr. Reinecke und Düwell sowie die 
ehrenamtlichen Richter Dr. Müller und Schütters für Recht er­
kannt :
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Hessischen Landesarbeitsgerichts vom 13. Juni 
1994 - 10 Sa 1019/93 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die klagende Stewardeß verlangt von der beklagten Flugge­
sellschaft einen tabakrauchfreien Arbeitsplatz.

Die Klägerin ist seit 1980 als Flugbegleiterin (Stewardeß) 
bei der Beklagten beschäftigt. Sie ist Nichtraucherin. Die Be­
klagte bot - jedenfalls bis zum Abschluß des Berufungsverfah­
rens - keine reinen Nichtraucherflüge an. Sie sah vielmehr für 
Passagiere Raucher- und Nichtraucherzonen vor. Allerdings ist das 
Rauchen in den Gängen und Toilettenbereichen der Flugzeuge sowie 
während der Start- und Land^phase generell untersagt. Das in den 
Maschinen installierte Lüftungssystem arbeitet nicht ausschließ­
lich mit Frischluft, sondern mit größeren Anteilen rezirkulierter 
Luft. Für das Bordpersonal, das in Raucher- und Nichtraucherzonen 
gleichermaßen eingesetzt wird, besteht während der Servicetätig­
keit Rauchverbot. Zum Schutz der Nichtraucher werden bei der Be­
klagten darüber hinaus als "Leitlinien" bezeichnete, zusammen mit 
der Gruppenvertretung des fliegenden Personals erarbeitete Emp­
fehlungen für das Verhalten der Mitarbeiter praktiziert. Eine Be­
triebsvereinbarung, die das Rauchen an Bord reglementiert, ist 
nicht abgeschlossen.
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Die Klägerin wird überwiegend auf Langstreckenflügen einge­
setzt. Sie hat beispielsweise von Dezember 1992 bis Mai 1993 ef­
fektiv 284 Flugstunden absolviert. Unter Außerachtlassung ein­
satzfreier Zeiten ergibt dies eine kalendertägliche Flugzeit in­
nerhalb von sechs Monaten von weniger als zwei Stunden im Durch­
schnitt .

Zur Begründung des Anspruchs auf einen tabakrauchfreien Ar­
beitsplatz hat die Klägerin vorgetragen: Der während ihrer Arbeit 
an Bord unvermeidliche Kontakt mit Tabakrauch führe bei ihr zu 
akuten gesundheitlichen Beeinträchtigungen wie Rötung oder Ent­
zündung der Bindehaut und der Nasenschleimhaut, Kopfschmerzen und 
Hustenanfälle. Überdies gefährde das Passivrauchen langfristig 
ihre Gesundheit. Es sei medizinisch unbestritten und gerichtskun­
dig, daß Passivrauchen nicht nur allgemein, sondern auch und ge­
rade unter den in Verkehrsflugzeugen herrschenden Bedingungen die 
Gesundheit gefährde. Jedenfalls seien die vorliegenden wissen­
schaftlichen Erkenntnisse von solchem Gewicht, daß es Sache der 
Beklagten sei, die gesundheitlichen Gefährdungen durch Passivrau­
chen zu widerlegen, die in Form chronischer Gesundheitsschäden, 
Koronarerkrankungen bis hin zu Krebsauslösung aufträten. Die Fol­
gen des Passivrauchens entsprächen in abgeschwächter Form denen 
des Aktivrauchens. Eine Unschädlichkeitsgrenze gebe es bei Karzi­
nogenen (krebsauslösenden Substanzen) wegen der Summationswirkung 
einzelner und der Potenzierungswirkung verschiedender Substanzen 
nicht. Die Klägerin verweist hierzu auf die von ihr vorgelegten 
Studien, Untersuchungen und Äußerungen, insbesondere eine Exper-
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tise des Bundesgesundheitsamtes vom 20. März 1992 und deren Ak­
tualisierung vom 10. Mai 1993 mit ihren auf Vielflieger und Bord­
personal bezogenen Aussagen, eine Entschließung des EG-Rates vom 
18. Juli 1989 und eine Studie des Deutschen Krebsforschungszen­
trums vom März 1992. Die von der Beklagten vorgelegte Untersu­
chung des Instituts für Arbeitssicherheit von 1982 sei nicht aus­
sagekräftig, da Karzinogene dort nicht behandelt worden seien.

Weiter hat die Klägerin geltend gemacht: Die Beklagte sei 
aus Rechtsgründen verpflichtet, ihr bestmöglichen Schutz vor ge­
sundheitlichen Risiken und Gefährdungen zu gewähren. Dies könne 
nur mittels vollständigen Rauchverbots im Flugzeug erreicht wer­
den. Die Einrichtung von Raucher- und Nichtraucherzonen und die 
vorhandenen Abluftsysteme seien kein geeignetes Mittel zum wirk­
samen Schutz von Nichtrauchern vor den Gefahren des Passivrau­
chens. Selbst wenn die Entlüftungsanlagen nicht mit einem hohen 
Anteil rezirkulierter Luft, sondern ausschließlich mit Frischluft 
betrieben würden, sei es technisch unmöglich, rauchfreie Luft zu 
erzeugen, wenn während des Fluges im Flugzeug geraucht werde. Zu­
mindest aber müsse die Beklagte - gleichgültig, auf welchem Weg - 
dafür Sorge tragen, daß die bei Nichtraucherflügen festgestellten 
Mittelwerte für Nikotin, RSP und CO in der Atemluft (Bundesge­
sundheitsamt, Studie vom 10. Mai 1993) nicht überschritten wür­
den. Sie, die Klägerin, brauche sich nicht auf die Möglichkeit 
einer Versetzung in den Bodenbereich verweisen zu lassen, da sie 
Anspruch auf vertragsgemäße Beschäftigung habe.

Dem Anspruch auf bestmöglichen Gesundheitsschutz am Arbeits-
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platz dürften wirtschaftliche Gesichtspunkte nicht entgegengehal­
ten werden. Vielmehr müsse die Beklagte ihr Marktangebot notfalls 
bis zur Grenze der Existenzgefährdung den Erkenntnissen des Ge­
sundheitsschutzes anpassen. Die von der Beklagten behaupteten 
Wettbewerbsnachteile bei Einführung eines generellen Rauchverbots 
bestünden nicht. Die Beklagte selbst habe einmal ein Rauchverbot 
für Inlandsflüge angekündigt, dies aber unter dem Druck der Ta­
bakindustrie wieder fallengelassen. Wirtschaftliche Nachteile 
entstünden der Beklagten vor allem deshalb nicht, weil alle ande­
ren Anbieter ein gerichtliches Verbot innerhalb weniger Tage 
übernehmen müßten, bei Inlandsflügen nur kurze Zeiträume betrof­
fen seien und auch heute schon keine Raucherflüge im eigentlichen 
Sinne gebucht werden, sondern Raucherplätze nur begrenzt vergeben 
werden könnten. Modellversuche der Beklagten hätten ohnehin erge­
ben, daß Passagiere und Bordpersonal weit überwiegend einem 
Rauchverbot positiv gegenüberstünden.

Hilfsweise müsse die Beklagte eine Betriebsvereinbarung an­
streben, die den Besatzungsmitgliedern das Rauchen an Bord ver­
biete .

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, bei den Flügen, 
bei denen die Klägerin als Flugbegleiterin 
eingesetzt wird, ein uneingeschränktes Rauch­
verbot

a. gegenüber ihrem in den Flugzeugen einge­
setzten Personal und

b. gegenüber den Fluggästen
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1

anzuordnen und durchzusetzen.

hilfsweise zu la.

2. die Beklagte zu verurteilen, der Personalver- . 
tretung Bord ein Angebot zum Abschluß einer 
Betriebsvereinbarung mit folgendem Mindestin­
halt zu unterbreiten:

"Während der Beschäftigung an Bord von 
Flugzeugen ist den Besatzungsmitgliedern 
Rauchen untersagt, sofern und solange nicht 
alle Besatzungsmitglieder zustimmen, daß 
geraucht wird."

hilfsweise zu lb.

3. die Beklagte zu verurteilen, sicherzustellen, 
daß bei Flügen, bei denen die Klägerin als 
Flugbegleiterin eingesetzt wird, im Innenraum 
der Flugzeuge einschließlich der Galleys Kon­
zentrationen von Schadstoffen in der Atemluft 
durch Tabakrauch vermieden werden, die geeig­
net sind, die Gesundheit der Klägerin zu be­
einträchtigen (mehr als 0,08 Mikrogramm/cbm 
Nikotin oder mehr als 11 Mikrogramm/cbm RSP - 
Rauchpartikel - oder mehr als 0,5 ppm CO).

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
entgegnet: Angesichts der durchschnittlichen effektiven Flugzei­
ten der Klägerin von weniger als zwei Stunden pro Kalendertag 
seien bei ihr sowohl kurz- wie auch langfristige gesundheitliche 
Beeinträchtigungen auszuschließen. Akute Beschwerden habe die 
Klägerin nur pauschal behauptet und nicht belegt. Die Frage einer 
gesundheitlichen Gefährdung durch Passivrauchen in Verkehrsflug­
zeugen lasse sich nicht eindeutig im Sinne des Klagevorbringens 
beantworten. Untersuchungen des Berufsgenossenschaftlichen Insti­
tuts für Arbeitssicherheit seien jedenfalls 1982 zu dem Ergebnis 
gekommen, daß im Vergleich mit gültigen Grenzwerten und im Hin-
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blick auf die Dauer der täglichen Exposition eine gesundheitliche 
Gefährdung als nicht wahrscheinlich angesehen werden müßte. Bis 
heute gebe es weder Äußerungen des Bundesgesundheitsamtes noch 
des US-amerikanischen FAA (Federal Aviation Authority), wonach 
die umgewälzte Luft in Verkehrsflugzeugen wegen darin enthaltenen 
Tabakrauchs eine Gesundheitsgefährdung darstelle. Auch bei ihr, 
der Beklagten, erreiche die Tabakrauchkonzentration keine lang­
fristig gesundheitsgefährdenden Werte. Im übrigen verhalte sich 
die Klägerin widersprüchlich. Ihr sei bei Ihrer Bewerbung um 
einen Arbeitsplatz als Flugbegleiterin die jetzt von ihr bekämpf­
te Situation in den Verkehrsflugzeugen bekannt gewesen.

Zu einem generellen Rauchverbot gegenüber Passagieren sei 
sie als Luftfahrtunternehmen, das sich am Markt gegenüber natio­
naler und internationaler Konkurrenz behaupten müsse, ohne ge­
setzliche Vorgaben nicht verpflichtet. Ein Rauchverbot nur für 
Einsatzflüge der Klägerin sei wegen des zeitlichen Auseinander- 
fallens von Flugplänen und Einsatzplänen gar nicht möglich, wolle 
man nicht Kunden kurzfristig mitteilen müssen, daß ihr gebuchter 
Flug zum Nichtraucherflug erklärt werde, und damit die Abwande­
rung verärgerter Kunden riskieren. Im übrigen unterlägen die für 
den Folgemonat zu erstellenden Einsatzpläne durch Ausfälle, Ver­
spätungen und Erkrankungen ständiger Veränderung. Müßte sie 
selbst ein absolutes Rauchverbot verhängen, werde von ihr wirt­
schaftlich Unmögliches verlangt und in den Kernbereich ihrer un­
ternehmerischen Freiheit eingegriffen. Sie würde dadurch zur In­
kaufnahme massiver Wettbewerbsnachteile gezwungen. Nicht ein ein­
ziges der konkurrierenden Unternehmen biete Nichtraucherflüge im
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Inland an. Im internationalen Flugverkehr sei das Angebot von 
Nichtraucherflügen gering und beruhe zudem ausschließlich auf ge­
setzlichen Vorgaben. Die Fluggesellschaft SAS habe ein zunächst 
verhängtes Rauchverbot zurückgenommen, nachdem Kunden abgewandert 
seien. Eben dies müsse auch die Beklagte beim herrschenden Preis- 
und Konkurrenzkampf befürchten.

Im übrigen könne sie, die Beklagte, gegenüber Mitarbeitern 
ohne Beteiligung der Betriebsvertretung kein Rauchverbot erlas­
sen. Sie könne auch nicht zur Ausübung eines Inititativrechts 
verurteilt werden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
der Klägerin blieb erfolglos. Das Landesarbeitsgericht hat die 
Zulässigkeit des Antrags zu 1) insoweit verneint, als die 
Klägerin beantragt hat, ein angeordnetes Rauchverbot auch 
"durchzusetzen". Im übrigen hat es die Klage ebenso wie das 
Arbeitsgericht für unbegründet gehalten. Mit der Revision 
verfolgt die Klägerin ihr Begehren weiter.

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Die Vorinstanzen haben die 
Klage zu Recht abgewiesen. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf 
einen tabakrauchfreien Arbeitsplatz an Bord der Luftfahrzeuge.

9
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 9 -

A. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ist die 
Klage auch insoweit zulässig, als die Beklagte dazu verurteilt 
werden soll, ein Rauchverbot "durchzusetzen". Mit diesem Antrag 
geht es der Klägerin ersichtlich darum, daß die Beklagte es nicht 
bei dem bloßen Ausspruch eines Rauchverbots beläßt, sondern sich 
auch um dessen Einhaltung bemüht. Die Beklagte soll auf Personal 
und Fluggäste mit dem Ziel einwirken, das Rauchverbot einzuhal­
ten .

Ein derart auf "Einwirkung" gerichteter Klageantrag ist be­
stimmt genug im Sinne von § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO (BAGE 70, 165 = 
AP Nr. 3 zu § 1 TVG Durchführungspflicht; unter Aufgabe von 
BAGE 57, 268 = AP Nr. 20, zu § 1 TVG Tarifverträge: Druckindu­
strie). Der Schuldner wird danach verurteilt, den Dritten auf­
zufordern bzw. darauf hinzuweisen, eine bestimmte Handlung vor­
zunehmen oder zu unterlassen. Dabei hat der Schuldner die Wahl, 
wie er auf den Dritten einwirkt, um dem Urteilsspruch gerecht zu 
werden. Insoweit handelt es sich um eine unvertretbare Handlung, 
die nach § 888 ZPO vollstreckt werden kann. An der Bestimmtheit 
des Klageantrags ändert dies nichts.

B. Die Klage ist aber nicht begründet.

I. Die Klägerin hat keinen Anspruch darauf, daß die Beklagte 
gegenüber den Fluggästen ein uneingeschränktes Rauchverbot anord­
net und durchsetzt.

1. Der Anspruch ergibt sich nicht aus § 5 Satz 1 der Arbeits-
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Stättenverordnung. Hiernach muß "in Arbeitsräumen ... unter Be- 
! rücksichtigung der angewandten Arbeitsverfahren und der körperli­

chen Beanspruchung der Arbeitnehmer während der Arbeitszeit aus­
reichend gesundheitlich zuträgliche Atemluft vorhanden sein". In 
Nr. 2 Abs. 1 der Arbeitsstätten-Richtlinien zu § 5 (Arbeitsstät- 
ten-Richtlinie Lüftung ASR 5 - abgedruckt in Nipperdey II, Ar­
beitssicherheit Nr. 201) heißt es dazu:

Ausreichend gesundheitlich zuträgliche Atemluft 
ist in Arbeitsräumen dann vorhanden, wenn die 
Luftqualität im wesentlichen der Außenluftquali­
tät entspricht, es sei denn, daß außergewöhnliche 
Umstände die Außenluftqualität beeinträchtigen. 
Außergewöhnliche Umstände sind z.B.: Enge, sehr 
verkehrsreiche Straßen in Tallage ohne ausrei­
chend regelmäßige Windbewegungen; unmittelbare 
Nähe von Produktionsanlagen mit starker Geruchs­
belästigung. Extreme Witterungsverhältnisse sind 
dabei nicht zu berücksichtigen.

Diese Vorschriften sind hier nicht anzuwenden. Die Arbeits­
stättenverordnung gilt nach ihrem § 1 Abs. 2 nicht "für Arbeits­
stätten im Reisegewerbe und Marktverkehr sowie für Straßen-, 
Schienen- und Luftfahrzeuge im öffentlichen Verkehr".

2. Der geltend gemachte Anspruch ergibt sich auch nicht aus 
§ 618 Abs. 1 BGB. Auch insoweit ist der zutreffenden Begründung 
des Landesarbeitsgerichts zu folgen (zustimmend auch Leßmann, AuR 
1995, 241, 244).

Dabei unterstellt der Senat zugunsten der Klägerin, daß Pas­
sivrauchen in Verkehrsflugzeugen grundsätzlich gesundheitsschäd­
lich bzw. -gefährdend ist.
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a) Nach § 618 Abs. 1 BGB hat der Arbeitnehmer Anspruch auf 
Durchführung von Maßnahmen gegen Gefahren für Leben und Gesund­
heit nur insoweit, "als die Natur der Dienstleistung es gestat­
tet". Damit ist nichts anderes gemeint als die "Natur des Be­
triebs", wie es in den gleichbedeutenden §§ 120 a Abs. 1 GewO und 
62 Abs. 1 HGB heißt. Es geht demnach nicht an, die "Natur der 
Dienstleistung" unabhängig von den vom Arbeitgeber zulässigerwei­
se gesetzten Bedingungen zu bestimmen.

Bei Arbeit in einem Gewerbebetrieb können Maßnahmen des Ge­
sundheitsschutzes i.d.R. dann nicht verlangt werden, wenn diese 
zu einer Veränderung der unternehmerischen Betätigung führen wür­
den. Allerdings gilt das nur insoweit, als es sich um eine recht­
lich zulässige Betätigung handelt, bei der der Unternehmer den 
Arbeitnehmer einsetzt. Das heißt, die unternehmerische Betätigung 
als solche muß den einschlägigen gewerberechtlichen, berufsre­
gelnden, gesundheitspolizeilichen und sonstigen Bestimmungen ent­
sprechen. Es ist Aufgabe des Gesetz- und Verordnungsgebers, bei 
der Schaffung dieser Vorschriften die Interessen aller Beteilig­
ten, also der Unternehmer, der betroffenen Kunden und der Arbeit­
nehmer abzuwägen. Dazu gehören auch die durch Art. 2 Abs. 2 
Satz 1 GG besonders geschützten Rechtsgüter Leben und körperliche 
Unversehrtheit.

Ist die konkrete unternehmerische Betätigung, bei der der 
Arbeitnehmer eingesetzt wird, als solche rechtmäßig, so kann der 
Arbeitnehmer keine Maßnahmen zum Schutz seiner Gesundheit verlan­
gen, die zu einer Veränderung oder zu einem faktischen Verbot
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dieser Betätigung führen würde. Verbleibende Beeinträchtigungen 
seiner Gesundheit muß der Arbeitnehmer grundsätzlich hinnehmen 
(ähnlich Leßmann, AuR 1995, 241, 244). § 618 BGB ist keine Gene­
ralklausel, die im Interesse des Arbeitnehmerschutzes das Verbot 
solcher Betätigungen ermöglicht, die gewerberechtlich und nach 
anderen Vorschriften erlaubt sind. Die hohe Wertigkeit, die die 
durch § 618 BGB geschützten Rechtsgüter Leben und Gesundheit nach 
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG haben, ändert daran nichts.

b) Der Unternehmer kann im Grundsatz frei darüber entscheiden, 
ob und wie lange er eine solche erlaubte Tätigkeit ausüben will. 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu § 1 
KSchG sind die Gerichte für Arbeitssachen grundsätzlich nicht 
dazu befugt, unternehmerische Entscheidungen auf ihre Zweckmäßig­
keit und Notwendigkeit zu überprüfen. Eine gerichtliche Überprü­
fung kann sich nur darauf erstrecken, ob die Unternehmerentschei­
dung offenbar unsachlich oder willkürlich ist (vgl. BAG Urteil 
vom 30. April 1987 - 2 AZR 184/86 - BAGE 55, 262 = AP Nr. 42 zu 
§ 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung = EzA § 1 KSchG Be­
triebsbedingte Kündigung Nr. 47). Unternehmerisches Verhalten ist 
stets risikobehaftet. Die wirtschaftliche Entwicklung hängt von 
zahlreichen Faktoren ab. Eine Korrektur der Unternehmerentschei­
dung durch die Gerichte für Arbeitssachen läßt sich daher - von 
Ausnahmefällen abgesehen - sachlich nicht rechtfertigen (KR- 
Etzel, 4. Au fl., § 1 KSchG Rz 493).

Diese Grundsätze sind auch im Rahmen von § 618 Abs. 1 BGB,
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§ 120 a Abs. 1 GewO und § 62 Abs. 1 HGB anwendbar. Die Entschei­
dung des Unternehmers und Arbeitgebers, eine erlaubte Tätigkeit 
weiter auszuüben, ist grundsätzlich nicht von den Gerichten für 
Arbeitssachen überprüfbar. Der Arbeitnehmer kann nicht einwenden, 
daß eine Änderung der unternehmerischen Betätigung in dem von ihm 
gewünschten Sinne wirtschaftlich unschädlich oder nützlich wäre.

c) Europarechtliche Vorschriften stehen dieser Auslegung nicht 
entgegen. Die Vorschriften des deutschen Rechts sind europa­
rechtskonform auszulegen (BAGE 73, 166, 174 f. = AP Nr. 42 zu 
Art. 119 EWG-Vertrag). Zwar bedürfen Richtlinien des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften grundsätzlich der Umsetzung in das 
nationale Recht, da sie sich nur an die Mitgliedstaaten wenden. 
Gleichwohl sind sie - wenn sie eindeutig sind und insbesondere 
wenn die dem nationalen Gesetzgeber in der Richtlinie gesetzte 
Frist abgelaufen ist - bei der Auslegung nationalen Rechts zu be­
rücksichtigen (EuGH Urteil vom 8. Oktober 1987 - EuGHE 1987, 3982 
- Kolpinghuis Nijmegen -; BGH Beschluß vom 3. Juni 1993 - I ZB 
9/91 - NJW 1993, 3139). Das gilt auch für das Arbeitsschutzrecht 
(vgl. dazu Bücker/Feldhoff/Kohte, Vom Arbeitsschutz zur Arbeits­
umwelt, 1994, Rz 328 ff.).

Nach dem 13. Erwägungsgrund der EG-Richtlinie 89/391 vom 
12. Juni 1989 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesse­
rung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
bei der Arbeit (Rahmenrichtlinie Gesundheitsschutz - ABI.
Nr. L 183) stellen "die Verbesserung von Sicherheit, Arbeitshy­
giene und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ... 
Zielsetzungen dar, die keinen rein wirtschaftlichen Überlegungen
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untergeordnet werden dürfen". Die dem nationalen Gesetzgeber zur 
Umsetzung der Richtlinie gesetzte Frist (Art. 18 Abs. 1 der 
Richtlinie) ist abgelaufen.

Daraus kann die Klägerin schon deswegen nichts für sich her­
leiten, weil es sich nur um einen Erwägungsgrund und nicht um 
eine der Anwendung fähige Norm handelt. Unabhängig davon fehlt es 
an der erforderlichen Eindeutigkeit. Die EG-Richtlinie 89/391 
enthält im wesentlichen nur allgemeine Vorschriften. Besondere 
Vorschriften enthalten die nach Art. 16 Abs. 1 EG-Richtlinie 
89/391 zu erlassenden Einzelrichtlinien, u.a. die EG-Richtlinie 
vom 28. Juni 1990 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen die Ge­
fährdung durch Karzinogene bei der Arbeit (ABI. Nr. L 196). Nach 
dessen Art. 16 Abs. 1 legt "der Rat nach dem Verfahren des 
Art. 118 a des Vertrages für alle Karzinogene, bei denen dies 
möglich ist, durch Richtlinien Grenzwerte fest und erläßt andere 
damit unmittelbar zusammenhängende Bestimmungen". Das ist bislang 
noch nicht geschehen (Theuer, DB 1996, 273).

d) Für den vorliegenden Fall bedeutet dies: Die Klägerin hat 
keinen Anspruch auf Ausspruch und Durchsetzung eines Rauchverbots 
gegenüber den Passagieren, weil diese Maßnahme zu einer Änderung 
der unternehmerischen Betätigung und damit zu einem partiellen 
Verbot einer - bislang - erlaubten unternehmerischen Betätigung 
führen würde. Das unterscheidet den Streitfall von solchen Fäl­
len, in denen sich die unternehmerische Betätigung durch ein Ta­
bakrauchverbot nicht ändert.
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(1) Zu Unrecht meint die Klägerin, ein Rauchverbot ändere die 
"Natur der Dienstleistung" nicht. Wie das Landesarbeitsgericht 
zutreffend ausführt, betreffen die Maßnahmen nicht nur die tech­
nisch-organisatorische Ausgestaltung des Arbeitsplatzes und das 
Verhalten von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Sie würden sich 
vielmehr unmittelbar auf die unternehmerische Betätigung der Be­
klagten auswirken. Sie könnte ihren Passagieren - jedenfalls so­
weit die Klägerin als Flugbegleiterin eingesetzt wird - keine 
"Raucherplätze" mehr anbieten. Zum Angebot der Beklagten gehört 
die Beförderung von Passagieren in Verkehrsflugzeugen. Dieses An­
gebot wird maßgeblich auch von den Bedingungen bestimmt, unter 
denen diese Beförderung stattfinden soll. Dazu gehört neben der 
Bewirtung auch die Frage, ob der Passagier rauchen darf oder 
nicht.

Die Beklagte bietet seit Jahrzehnten ebenso wie andere Flug­
linien, aber auch die Bahn Raucherplätze an. Es gibt bislang 
keine gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der nichtrauchenden 
Passagiere und Arbeitnehmer, obwohl die gesundheitlichen Gefahren 
des Passivrauchens seit Jahrzehnten diskutiert und von immer mehr 
Wissenschaftlern und Institutionen als bewiesen angesehen werden. 
Es gehört heute noch zum Berufsbild der Flugbegleiterin, auch in 
den Raucherzonen der Verkehrsflugzeuge tätig zu werden. Es ist 
nicht Aufgabe der Gerichte für Arbeitssachen, hier anstelle des 
Gesetz- oder Verordnungsgebers tätig zu werden (vgl. auch BVerwG 
Beschluß vom 19. Januar 1996 - 11 B 90/95 - NJW 1996, 1297).

(2) Die Klägerin kann auch nicht mit ihrer Behauptung gehört
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werden, die Einführung eines Rauchverbots würde nicht zu Umsatz­
einbußen führen. Es handelt sich dabei um eine Prognose über die 
weitere wirtschaftliche Entwicklung. Da die unternehmerische Ent­
scheidung von den Gerichten für Arbeitssachen grundsätzlich nicht 
überprüft werden kann, sind die Darlegungen der Klägerin nicht 
dem Beweis zugänglich. Die Klägerin macht selbst nicht geltend, 
daß die unternehmerische Entscheidung der Beklagten, auch Rau­
cherplätze anzubieten, offenbar unsachlich oder willkürlich ist. 
Damit erweist sich die Rüge der Revision, das Landesarbeitsge­
richt habe die §§ 139, 278 Abs. 3 ZPO verletzt, als unbegründet.

3. Ein Anspruch auf Anordnung eines Rauchverbots gegenüber den 
Passagieren ergibt sich auch nicht aus einer entsprechenden An­
wendung von § 1004 BGB. Dabei geht der Senat auch in diesem Zu­
sammenhang davon aus, daß Passivrauchen in den Verkehrsflugzeu­
gen der Beklagten gesundheitsschädlich ist. Die Klägerin ist aber 
- nach derzeitiger Rechtslage - zur Duldung verpflichtet (§ 1004 
Abs. 2 BGB). Im Rahmen ihres Arbeitsvertrages als Stewardeß hat 
sie auch in den Raucherzonen der Flugzeuge zu arbeiten.

Im übrigen ist § 618 BGB die speziellere Norm. Wie das Lan­
desarbeitsgericht zutreffend aus führt, kann die entsprechende An­
wendung des § 1004 BGB nicht zu einer Erweiterung der in § 618 
BGB näher bestimmten Rechte und Pflichten führen.

II. Unbegründet ist auch der Hilfsantrag der Klägerin, mit dem 
sie die Verurteilung der Beklagten erreichen will, sicherzustel­
len, daß bei Flügen, bei denen sie eingesetzt wird, die Schad-
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stoffkonzentration in der Atemluft bestimmte näher bezeichnete 
Werte nicht übersteigt. Hat die Klägerin keinen Anspruch gegen 
die Beklagte auf Anordnung und Durchsetzung eines Rauchverbots 
gegenüber den Fluggästen, so besteht auch kein Anspruch darauf, 
daß die Konzentration von Schadstoffen in der Atemluft derjenigen 
von reinen Nichtraucherflügen entspricht.

III. Die Klägerin kann von der Beklagten auch nicht verlangen, 
daß diese gegenüber ihrem in den Flugzeugen eingesetzten Personal 
ein uneingeschränktes Rauchverbot anordnet und durchsetzt.

1. Ein solcher Anspruch kann nach § 618 BGB nur dann bestehen, 
wenn dieses Verbot zum Schutz der Gesundheit der Klägerin erfor­
derlich ist (vgl. auch BVerwG Urteile vom 13. September 1984
- 2 C 33/82 -, vom 26. November 1987 - 2 C 53/86 - NJW 1985, 876; 
1988, 783 und vom 25. Februar 1993 - 2 C 14/91 - DVBl 1993, 955). 
Das hat sie nicht dargetan. Während der Servicetätigkeit besteht 
ohnehin Rauchverbot. Die Klägerin hat es an jeglichem Vortrag 
dazu fehlen lassen, ob während der Flüge, auf denen sie einge­
setzt wird, von anderen Besatzungsmitgliedern geraucht wird, und 
wann, wo und wie oft dies geschieht. Sicher dürfen die Anforde­
rungen an die Darlegungslast der Klägerin in diesem Zusammenhang 
nicht überspannt werden. Das enthebt sie aber nicht der Ver­
pflichtung, dem Beweis zugängliche Behauptungen aufzustellen.

2. Aus denselben Gründen hat auch der Hilfsantrag, die Beklagte 
zu verurteilen, der Personalvertretung Bord ein Angebot zum Ab­
schluß einer Betriebsvereinbarung zu machen, keinen Erfolg. Ein
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solcher Anspruch könnte der Klägerin allenfalls dann zustehen, 
wenn die Klägerin auf ihren Flügen durch das Rauchen von Besat­
zungsmitgliedern in ihrer Gesundheit gefährdet würde. Das hat sie 
aber - wie ausgeführt - nicht dargetan.

Schliemann Reinecke Düwell

Schütters Dr. Müller

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Urteil

	3

	4

	5

	6

	7

	8

	11

	12

	13

	14

	15

	16

	17

	18



